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Wahrung der Rechte des Bürgers zu detaillierten und Ober- __
prüfbaren Aussagen zu veranlassen und diese Aussagen exakt 
und objektiv zu dokumentieren, um auf dieser Grundlage mit 
Hilfe anderer Beweismittel den Beweis über die Wahrheit - 
gegebenenfalls auch Falschheit - der Verdächtigenaussage zu 
führen. Auf dieser Grundlage ist es in der Regel auch mög­
lich, den Beschuldigten im weiteren Verlauf der Bearbeitung 
des Ermittlungsverfahrens zu wahrheitsgemäßen Aussagen zu 
bewegen, so daß die Verdächtigenaussage in der abschließen- 
den Beweisvvürdigung tatsächlich keine Rolle mehr spielt.

Die'Zuführuno des Verdächtigen zur Befragung

Bei der Durchführung des strafprozessualen Prüfungsver­
fahrens durch die Untersuchungsorgane des MfS hat im Zusam­
menhang mit der Verdachtigenbefragung die gemäß § 95 (2)
StPO in unumgänglichen Fällen zulässice Zuführung des Ver­
dächtigen zur Befragung sine große Bedeutuno , da fast aus­
nahmslos jeder Bef raounn_eines Ve rdechtiocn sej-ffe Zuführung
vorausgeht . • /rt\." ‘‘k. ‘
Im Rahmen hier untersuchten Fraoe nach den Potenzen
der einzelnen Prü f ungshandlungen, für dis Entscheidungsvor- 
bereit.ung über die Einleitung, 'eines Ermittlungsverfahrens 
durch die Gs v/ähr 1 eistu,ng der Einheit von Parteilichkeit, 
Objektivität, lVis|ejnscheftlichkeit und Gesetzlichkeit bei 
ihrer Durchführung'sind die Fragen der Zulässigkeit der 
Zuführung des Verdächtigen sowie der Dauer der nach einer 
Zuführung möglichen Beschränkung der Bewegungsfreiheit des 
Verdächtigen von Interesse.
Die Zulässigkeit der Zuführung des Verdächtigen ist an des 
Merkmal .der Unumgänglichkeit gebunden, des beispielsweise 
gegeben ist, wenn eine Befragung des Verdächtigen an seinem 
gegenwärtigen Aufenthaltsort unzweckmäßig ist, die Befreguno 
jedoch aus zwingenden Gründen unverzüglich stattfinden muß.1 2

1 Während der durchgeführten empirischen Untersuchungen 
wurde bei insgesamt ca» 500 geprüften Ermittlungsverfahren 
nicht ein Fall festgestellt, wo dieses Problem beim Ab­
schluß des Ermittlungsverfahren3 eine Rolle spielte.

2 Vgl. Lehrbuch "Strafverfahrensrechf, a. a» O», S. 228


